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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dietmar MAURER als Einzelrichter Uber die Beschwerde des
XXXX, geb. am XXXX, StA.: Serbien, rechtlich vertreten durch die ARGE Rechtsberatung, gegen den Bescheid des
Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl, vom 27.07.2018, ZI. XXXX, beschlossen:

A) In Erledigung der Beschwerde wird der bekampfte Bescheid zur Ganze

aufgehobenunddie Angelegenheit gemaR & 28 Abs. 3 2. Satz VWGVG zur Erlassung eines neuen Bescheides an
das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl

zurlckverwiesen.

B) Die Revision ist gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang und Sachverhalt

Mit Beschluss vom XXXX.2017 des Landesgerichts flr Strafsachen XXXX, wurde tber den Beschwerdefuhrer (BF) die
Untersuchungshaft verhangt (Ermittlungsverfahren §§ 28 Abs. 1 SMG).

Dem BF wurde vom Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) zur beabsichtigten Erlassung einer
aufenthaltsbeendeten MalRnahme (Ruckkehrentscheidung samt Einreiseverbot, in eventu Erlassung eines ordentlichen
Schubhaftbescheides) mit Schreiben vom 05.01.2017 in Kenntnis gesetzt. Zur Abgabe einer Stellungnahme wurde eine
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Frist von 10 Tagen eingerdumt. Das Schreiben wurde vom BF persénlich tbernommen.

1 1/2 Jahre spater (XXXX.2018) erlasst das BFA einen Festnahmeauftrag gemali8 34 Abs. 1 Z 2 BFA-VG - unrechtmaRiger
Aufenthalt.

Mit Schreiben vom 29.05.2018 wurde das BFA vom Landesgericht fur Strafsachen XXXX von der Verhangung der
Untersuchungshaft verstandigt (Ermittlungsverfahren §8 28a Abs. 1 1. Fall, 28a Abs. 4 2. Fall, 28a Abs. 1 5. Fall, 28a Abs.
472 SMQG).

Mit Schreiben vom 06.06.2018 des BFA, wurde der BF abermals von der beabsichtigten Erlassung einer
Rackkehrentscheidung iVm Einreiseverbot, in eventu Erlassung eines ordentlichen Schubhaftbescheides in Kenntnis
gesetzt und zur Abgabe einer Stellungnahme eine Frist von 10 Tagen eingerdumt. Das Schreiben wurde vom BF am
28.06.2018 personlich tbernommen.

Mit Urteil des Landesgerichts fur Strafsachen XXXX vom XXXX.2018 (rk XXXX.2018) wurde der BF wegen Verbrechens
der Vorbereitung von Suchtgifthandel nach 8 28 Abs. 1 2. Satz, Abs. 2 und Abs. 3 SMG zu einer 18-monatigen
Freiheitsstrafe verurteilt wobei der Teil von 15 Monaten bedingt - unter Bestimmung einer Probezeit von drei Jahren -
nachgesehen wurden.

Mit dem oben im Spruch angefiihrten Bescheid des BFA, vom BF am 31.07.2018 persdnlich tbernommen, wurde dem
BF gemalB & 57 AsylG kein Aufenthaltstitel aus besonders bertcksichtigungswirdigen Griinden erteilt. Gemafl§ 52 Abs.
1Z 1 FPG wurde gegen den BF eine Ruckehrentscheidung erlassen und festgestellt, dass die Abschiebung nach Serbien
gemal 8 46 FPG als zulassig erkannt wird. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise wurde nicht gewahrt sowie die
aufschiebende Wirkung einer Beschwerde aberkannt. Gegen den BF wurde gemaR § 53 FPG ein Einreiseverbot fur die
Dauer von 5 Jahren erlassen.

Mit per Mail am 23.08.2018 beim BFA eingebrachtem Schreiben, erhob der BF mittels seiner Rechtsvertreters (RV)
Beschwerde gegen den oben genannten Bescheid an das Bundesverwaltungsgericht (BVwG).

Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten wurden dem Bundesverwaltungsgericht
am 24.08.2018 vom BFA vorgelegt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen

Der relevante Sachverhalt ergibt sich aus den unter Punkt I. getroffenen Ausfliihrungen.
2. Beweiswurdigung

Der festgestellte Sachverhalt steht aufgrund der auBer Zweifel stehenden und von den Parteien nicht beanstandeten
Aktenlage fest.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

Gemald § 9 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, und 8 7 Abs. 1 Z 1 des BFA-
Verfahrensgesetzes (BFAVG), BGBI. | Nr. 87/2012 idgF, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Gber Beschwerden
gegen Entscheidungen (Bescheide) des BFA.

Da sich die gegenstandliche - zuldssige und rechtzeitige - Beschwerde gegen einen Bescheid des BFA richtet, ist das
Bundesverwaltungsgericht fur die Entscheidung zustandig.

Gemdll 8 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVWGG),BGBI. | Nr. 10/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Da in den maligeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszustandigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt in der
gegenstandlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschéftsverteilung des
Bundesverwaltungsgerichtes zustandigen Einzelrichter.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes st durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr 33/2013 idgF, geregelt. Gemal3 § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben
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entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht
wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG),
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG),BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemald anzuwenden, die die Behdrde in
dem, dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemalR 88 16 Abs. 6 und 18 Abs. 7 BFAVG sind die 8§88 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VWGVG nicht anwendbar.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.

GemalR§ 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein
Erkenntnis zu fallen ist.

Zu Spruchteil A):
Zur Zurlckverweisung:

Gemal} § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden gemaR Art 130 Abs. 1 Z 1 B-VG (Anmerkung:
sog. Bescheidbeschwerden) dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mafgebliche Sachverhalt feststeht (Z 1)
oder die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist (Z 2).

Gemal? § 28 Abs. 3 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 leg cit. nicht vorliegen, im
Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1Z 1

B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behdrde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter
Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behdrde
notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid
mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behodrde
zurlckverweisen. Die Behdrde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht
bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

Vor dem Hintergrund der soeben zitierten Bestimmung hatte die gegenstandliche Entscheidung in Beschlussform zu
ergehen.

Das Modell der Aufhebung des Bescheides und Zurlckverweisung der Angelegenheit an die Behorde folgt
konzeptionell jenem des§ 66 Abs. 2 AVG, setzt im Unterschied dazu aber nicht auch die Notwendigkeit der
Durchfihrung oder Wiederholung einer muindlichen Verhandlung voraus. Insoweit erscheinen auch die von der
hoéchstgerichtlichen Judikatur -soweit sie nicht die Notwendigkeit der Durchfihrung oder Wiederholung einer
mundlichen Verhandlung betrifft- anwendbar, weshalb unter Bedachtnahme der genannten Einschrankungen die im
Erk. des VWGH vom 16.12.2009, GZ. 2007/20/0482 dargelegten Grundsatze gelten. Mangel abseits jener der
Sachverhaltsfeststellung legitimieren das Gericht nicht zur Behebung aufgrund § 28 Abs. 3, 2. Satz (Erk. d. VWGH vom
19.11.2009, 2008/07/0167; vgl. auch Fischer/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren (2013), Anm. 11 zu§ 28
VWGVG). Der VWGH hat nun zusammengefasst in standiger Rechtsprechung betont, dass eine umfangreiche und
detaillierte Erhebung des fur die Entscheidung jeweils maRRgebenden Sachverhaltes durch das Bundesasylamt als
Asylbehorde erster und nunmehr auch letzter administrativbehérdlicher Instanz durchzufihren ist.

Eine ZurlUckweisung der Sache gemal § 28 Abs. 3 zweiter Satz VWGVG an die Verwaltungsbehdérde zur Durchfihrung
notwendiger Ermittlungen kommt daher insbesondere dann in Betracht, wenn die Verwaltungsbehoérde jegliche
Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des maligebenden Sachverhalts (vgl. 8 37 AVG) lediglich
vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloR ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete
Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehdorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterlieR, damit diese
dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (vgl. VWGH 26.06.2014, ZI. Ro 2014/03/0063).
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Gemal § 60 AVG sind in der Begrindung eines Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der
Beweiswirdigung mallgebenden Erwagungen und die darauf gestltzte Beurteilung der Rechtsfrage klar und
Ubersichtlich zusammenzufassen. Die Begrindung eines Bescheides bedeutet die Bekanntgabe der Erwagungen, aus
denen die Behérde zur Uberzeugung gelangt ist, dass ein bestimmter Sachverhalt vorliegt und dass damit der
Tatbestand einer bestimmten Rechtsnorm verwirklicht ist. Die Begrindung eines Bescheides hat Klarheit Gber die
tatsachlichen Annahmen der Behérde und ihre rechtlichen Erwagungen zu schaffen. In sachverhaltsmaRiger Hinsicht
hat sie daher alle jene Feststellungen in konkretisierter Form zu enthalten, die zur Subsumierung dieses Sachverhaltes
unter die von der Behorde herangezogene Norm erforderlich sind. Denn nur so ist es moglich, den Bescheid auf seine
Rechtsrichtigkeit zu Uberprifen (VWGH 23.11.1993, ZI.93/04/0156; 13.10.1991, ZI.90/09/0186; 28.07.1994, ZI.
90/07/0029).

Wie sich aus den folgenden Erwagungen ergibt, ist dies in der gegenstandlichen Rechtssache vom Bundesamt jedoch

in qualifizierter Weise unterlassen worden.

Das von der belangten Behorde durchgefihrte Ermittlungsverfahren erweist sich in wesentlichen Punkten als

mangelhaft:
Der mit "Ruckkehrentscheidung" betitelte § 52 FPG idgF. lautet wie folgt:

(1) Gegen einen Drittstaatsangehodrigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu erlassen,

wenn er sich
1. nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufhalt oder

2. nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Rickkehrentscheidungsverfahren binnen sechs Wochen

ab Ausreise eingeleitet wurde.

(2) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem € 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine

Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn
1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurtickgewiesen wird,

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl beziglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als

auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiar

Schutzberechtigten kommt oder
4. ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen
Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht fur beglinstigte Drittstaatsangehdrige.

(3) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu
erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal’ 88 55, 56 oder 57 AsylG 2005 zurtick- oder

abgewiesen wird.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der sich rechtmalig im Bundesgebiet aufhalt, hat das Bundesamt mit

Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. nachtraglich ein Versagungsgrund gemaf3 § 60 AsylG 2005 oder § 11 Abs. 1 und 2 NAG eintritt oder bekannt wird, der
der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels entgegengestanden ware,

1a. nachtraglich ein Versagungsgrund eintritt oder bekannt wird, der der Erteilung des zuletzt erteilten Einreisetitels
entgegengestanden ware oder eine Voraussetzung gemaf 8 31 Abs. 1 wegfallt, die fur die erlaubte visumfreie Einreise

oder den rechtmaRigen Aufenthalt erforderlich ist,

2. ihm ein Aufenthaltstitel gemaR § 8 Abs. 1 Z 1 oder 2 NAG erteilt wurde, er der Arbeitsvermittiung zur Verfligung steht
und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner erlaubten unselbstandigen Erwerbstatigkeit

nachgegangen ist,
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3. ihm ein Aufenthaltstitel gemal3 § 8 Abs. 1 Z 1 oder 2 NAG erteilt wurde, er langer als ein Jahr aber kirzer als funf
Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und wahrend der Dauer eines Jahres nahezu ununterbrochen keiner
erlaubten Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,

4. der Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (8 11 Abs. 1 und 2 NAG) entgegensteht oder

5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemdl3§8 14a NAG aus Grinden, die ausschliel3lich vom
Drittstaatsangehorigen zu vertreten sind, nicht rechtzeitig erfullt wurde.

Werden der Behdrde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Rickkehrentscheidung rechtfertigen, so ist diese
verpflichtet dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im Fall des
Verlangerungsverfahrens gemdalR§ 24 NAG hat das Bundesamt nur all jene Umstande zu wirdigen, die der
Drittstaatsangehorige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Behdrde nach dem NAG bereits hatte nachweisen

kénnen und mussen.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes auf Dauer rechtmaRig
niedergelassen war und Uber einen Aufenthaltstitel "Daueraufenthalt - EU" verfiigt, hat das Bundesamt eine
Riickkehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemal3 8 53 Abs. 3 die Annahme rechtfertigen, dass
dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwartige, hinreichend schwere Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit

darstellen wirde.

(6) Ist ein nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltiger Drittstaatsangehdriger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder
einer sonstigen Aufenthaltsberechtigung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverziglich in das Hoheitsgebiet
dieses Staates zu begeben. Dies hat der Drittstaatsangehorige nachzuweisen. Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung
nicht nach oder ist seine sofortige Ausreise aus dem Bundesgebiet aus Grunden der 6ffentlichen Ordnung oder

Sicherheit erforderlich, ist eine Riuckkehrentscheidung gemal’ Abs. 1 zu erlassen.

(7) Von der Erlassung einer Riickkehrentscheidung gemal Abs. 1 ist abzusehen, wenn ein Fall des 8 45 Abs. 1 vorliegt
und ein Ruckibernahmeabkommen mit jenem Mitgliedstaat besteht, in den der Drittstaatsangehorige

zuruickgeschoben werden soll.

(8) Die Ruckkehrentscheidung wird im Fall des8 16 Abs. 4 BFA-VG oder mit Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar und
verpflichtet den Drittstaatsangehdrigen zur unverzuiglichen Ausreise in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemaR
unionsrechtlichen oder bilateralen Ruckibernahmeabkommen oder anderen Vereinbarungen oder einen anderen
Drittstaat, sofern ihm eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht eingerdumt wurde. Im Falle einer Beschwerde gegen
eine Ruckkehrentscheidung ist § 28 Abs. 2 Bundesgesetz uUber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 auch dann anzuwenden, wenn er sich zum
Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet aufhalt.

(9) Das Bundesamt hat mit einer Ruckkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine Abschiebung eines
Drittstaatsangehorigen gemal? § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulassig ist, es sei denn, dass dies aus
vom Drittstaatsangehorigen zu vertretenden Griinden nicht moglich sei.

(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehdrigen gemaR § 46 kann auch Uber andere als in Abs. 9 festgestellte
Staaten erfolgen.

(11) Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung deren Unzuldssigkeit gemali8 9
Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im Rahmen eines weiteren Verfahrens zur Erlassung einer
solchen Entscheidung neuerlich eine Abwagung gemall 8 9 Abs. 1 BFA-VG vorzunehmen, wenn der Fremde in der
Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt hat, das die Erlassung einer Riickkehrentscheidung rechtfertigen wurde.

Der mit "Schutz des Privat- und Familienlebens" betitelte8 9 BFA-VG lautet wie folgt:

(1) Wird durch eine Ruckkehrentscheidung gemaR§ 52 FPG, eine Anordnung zur AuRBerlandesbringung gemafl8 61
FPG, eine Ausweisung gemal § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemaR § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulassig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu bertcksichtigen:
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1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war,
2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwirdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstoBe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Uber die Zuléssigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemaR Abs. 1 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ruckkehrentscheidung
gemall 8 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ruckkehrentscheidung gemal 8 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbulrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (8 45 oder §§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. | Nr. 100/2005) verfiigen,

unzulassig ware.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet
aufhalt, darf eine Ruckkehrentscheidung nicht erlassen werden, wenn

1. ihm vor Verwirklichung des mafgeblichen Sachverhaltes die Staatsburgerschaft gemal? § 10 Abs. 1 des
Staatsbulrgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBI. Nr. 311, verliehen hatte werden konnen, es sei denn, eine der
Voraussetzungen flr die Erlassung eines Einreiseverbotes von mehr als funf Jahren gemal 8 53 Abs. 3 Z 6, 7 oder 8
FPG liegt vor, oder

2. er von klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjahrig rechtmaRig niedergelassen ist.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes bereits funf Jahre,
aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmdaBig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Mdglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Rickkehrentscheidung gemald 88 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der
Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch
Einsatz eigener Krdfte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos

scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre
ununterbrochen und rechtmaflig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Rickkehrentscheidung gemaR § 52
Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemaR§ 53 Abs. 3 FPG vorliegen. § 73
Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt.

Der mit "Einreiseverbot" betitelte 8 53 FPG lautet wie folgt:

"8 53. (1) Mit einer Ruickkehrentscheidung kann vom Bundesamt mit Bescheid ein Einreiseverbot erlassen werden. Das
Einreiseverbot ist die Anweisung an den Drittstaatsangehdrigen, fir einen festgelegten Zeitraum nicht in das

Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten einzureisen und sich dort nicht aufzuhalten.

(1a) (Anm.: aufgehoben durch BGBI. | Nr. 68/2013)
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(2) Ein Einreiseverbot gemal3 Abs. 1 ist, vorbehaltlich des Abs. 3, fur die Dauer von hochstens funf Jahren zu erlassen.
Bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbots hat das Bundesamt das bisherige Verhalten des
Drittstaatsangehorigen mit einzubeziehen und zu bertcksichtigen, inwieweit der Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen
die offentliche Ordnung oder Sicherheit gefdhrdet oder anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten offentlichen

Interessen zuwiderlauft. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn der Drittstaatsangehdrige

1. wegen einer Verwaltungslbertretung gemal § 20 Abs. 2 der StraBenverkehrsordnung 1960 (StVO), BGBI. Nr. 159,
iVm 8 26 Abs. 3 des Fihrerscheingesetzes (FSG), BGBI. | Nr. 120/1997, gemal § 99 Abs. 1, 1 a, 1 b oder 2 StVO, gemal3 §
37 Abs. 3 oder 4 FSG, gemal3 § 366 Abs. 1 Z 1 der Gewerbeordnung 1994 (GewO), BGBI. Nr. 194, in Bezug auf ein
bewilligungspflichtiges, gebundenes Gewerbe, gemaR den 88 81 oder 82 des SPG, gemal3 den 88 9 oder 14 iVm § 19
des Versammlungsgesetzes 1953, BGBI. Nr. 98, oder wegen einer Ubertretung des Grenzkontrollgesetzes, des
Meldegesetzes, des Gefahrengutbeforderungsgesetzes oder des Ausldnderbeschaftigungsgesetzes rechtskraftig

bestraft worden ist;

2. wegen einer Verwaltungsibertretung mit einer Geldstrafe von mindestens 1 000 Euro oder priméren Freiheitsstrafe

rechtskraftig bestraft wurde;

3. wegen einer Ubertretung dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes rechtskréftig

bestraft worden ist, sofern es sich dabei nicht um eine in Abs. 3 genannte Ubertretung handelt;

4. wegen vorsatzlich begangener Finanzvergehen oder wegen vorsatzlich begangener Zuwiderhandlungen gegen

devisenrechtliche Vorschriften rechtskraftig bestraft worden ist;

5. wegen eines VerstoBes gegen die Vorschriften, mit denen die Prostitution geregelt ist, rechtskraftig bestraft worden

ist;
6. den Besitz der Mittel zu seinem Unterhalt nicht nachzuweisen vermag;
7. bei einer Beschaftigung betreten wird, die er nach dem AusIBG nicht austiben hatte diurfen, es

sei denn, der Drittstaatsangehodrige hatte nach den Bestimmungen des Auslanderbeschaftigungsgesetzes fur
denselben Dienstgeber eine andere Beschaftigung ausuben durfen und fur die Beschaftigung, bei der der
Drittstaatsangehorige betreten wurde, ware keine Zweckanderung erforderlich oder eine Zweckanderung zulassig

gewesen;

8. eine Ehe geschlossen oder eine eingetragene Partnerschaft begrindet hat und sich fir die Erteilung oder
Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, fur den Erwerb oder die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen
Aufenthaltsrechts, fir den Erwerb der Osterreichischen Staatsbirgerschaft, zwecks Zugangs zum heimischen
Arbeitsmarkt oder zur Hintanhaltung aufenthaltsbeendender MaBBnahmen auf diese Ehe oder eingetragene
Partnerschaft berufen, aber mit dem Ehegatten oder eingetragenen Partner ein gemeinsames Familienleben im Sinne
des Art. 8 EMRK nicht geflhrt hat oder

9. an Kindes statt angenommen wurde und die Erteilung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, der Erwerb oder
die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, der Erwerb der 6sterreichischen Staatsburgerschaft,
der Zugang zum heimischen Arbeitsmarkt oder die Hintanhaltung aufenthaltsbeendender Malinahmen
ausschliel3licher oder vorwiegender Grund fir die Annahme an Kindes statt war, er jedoch das Gericht Uber die wahren
Verhaéltnisse zu den Wahleltern getauscht hat.

(3) Ein Einreiseverbot gemal3 Abs. 1 ist fur die Dauer von hdchstens zehn Jahren, in den Fallen der Z 5 bis 8 auch
unbefristet zu erlassen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Aufenthalt des
Drittstaatsangehorigen eine schwerwiegende Gefahr fur die 6Offentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt. Als
bestimmte Tatsache, die bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbotes neben den anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK
genannten offentlichen Interessen relevant ist, hat insbesondere zu gelten, wenn

1. ein Drittstaatsangehoriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten, zu
einer bedingt oder teilbedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten oder mehr als einmal
wegen auf der gleichen schadlichen Neigung beruhenden strafbaren Handlungen rechtskraftig verurteilt worden ist;

2. ein Drittstaatsangehodriger von einem Gericht wegen einer innerhalb von drei Monaten nach der Einreise
begangenen Vorsatztat rechtskraftig verurteilt worden ist;
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3. ein Drittstaatsangehdriger wegen Zuhalterei rechtskraftig verurteilt worden ist;

4. ein Drittstaatsangehoriger wegen einer Wiederholungstat oder einer gerichtlich strafbarenHandlung im Sinne dieses
Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes rechtskraftig bestraft oder verurteilt worden ist;

5. ein Drittstaatsangehoriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als funf Jahren
rechtskraftig verurteilt worden ist;

6. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der Drittstaatsangehdrige einer kriminellen
Organisation (8 278a StGB) oder einer terroristischen Vereinigung & 278b StGB) angehodrt oder angehort hat,
terroristische Straftaten begeht oder begangen hat (§ 278c StGB), Terrorismus finanziert oder finanziert hat & 278d
StGB) oder eine Person flr terroristische Zwecke ausbildet oder sich ausbilden lasst § 278e StGB) oder eine Person zur
Begehung einer terroristischen Straftat anleitet oder angeleitet hat (§ 278f StGB);

7. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der Drittstaatsangehotrige durch sein
Verhalten, insbesondere durch die offentliche Beteiligung an Gewalttatigkeiten, durch den offentlichen Aufruf zur
Gewalt oder durch hetzerische Aufforderungen oder Aufreizungen, die nationale Sicherheit gefahrdet oder

8. ein Drittstaatsangehoriger offentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften ein Verbrechen
gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder terroristische Taten von

vergleichbarem Gewicht billigt oder daftr wirbt.
(4) Die Frist des Einreiseverbotes beginnt mit Ablauf des Tages der Ausreise des Drittstaatsangehorigen.
(5) Eine gemal’ Abs. 3 maligebliche Verurteilung liegt nicht vor, wenn sie bereits getilgt ist.§ 73 StGB gilt.

(6) Einer Verurteilung nach Abs.3Z 1, 2 und 5 ist eine von einem Gericht veranlasste Unterbringung in einer Anstalt fur
geistig abnorme Rechtsbrecher gleichzuhalten, wenn die Tat unter Einfluss eines die Zurechnungsfahigkeit
ausschlieRenden Zustandes begangen wurde, der auf einer geistigen oder seelischen Abartigkeit von héherem Grad
beruht.

Die belangte Behorde hat jegliche Ermittlungstatigkeit hinsichtlich des maRgebenden Sachverhalts (vgl.§8 37 AVG)
unterlassen und lediglich vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt bzw. blo3 ansatzweise ermittelt. Es wurde
keine Ermittlungsschritte getatigt aus denen ersichtlich ware, dass sich die belangte Behdrde mit den begangenen
Straftaten, der neuerlichen Verhdngung der Untersuchungshaft oder mit dem Privat und Familienleben -

auseinandergesetzt hatte.

Die belangte Behdrde hat dem BF bereits mit Schreiben vom 05.01.2017 erstmalig eine Verstandigung vom Ergebnis
der Beweisaufnahme Ubermittelt. Eine Stellungnahme langte nie ein. Die belangte Behérde Ubermittelte neuerlich 1
1/2 Jahre spater am 01.06.2018 neuerliche eine Verstandigung vom Ergebnis der Beweisaufnahme. Eine

Stellungnahme dazu langte - aus welchem Grund auch immer - nie ein.

Die belangte Behtrde begriindet das erlassene Einreiseverbot mit der strafrechtlichen Verurteilung des BF durch das
Landesgericht fur Strafsachen XXXX vom XXXX.2018, Zahl XXXX zu einer Freiheitsstrafe von 18 Monaten wobei der
Uberwiegende Teil von 15 Monaten bedingt nachgesehen wurde. Die belangte Behdrde verkennt jedoch, dass durch
die neuerliche Mitteilung des Landesgerichts vom XXXX.2018 an das BFA, der BF neuerlich am XXXX.2018 in
Untersuchungshaft genommen wurde. Der BF befindet sich nach wie vor in Untersuchungshaft und wird diesmal
wegen schwerwiegenderen Delikten nach dem SMG ermittelt (Strafdrohung bis zu 15 Jahren). Warum die belangte
Behorde diesbezlglich keinen Ermittlungen anstellte ist nicht nachvollziehbar.

Bei der Stellung der fur jedes Einreiseverbot zu treffenden Gefahrlichkeitsprognose - gleiches gilt auch fur ein
Aufenthaltsverbot oder Rickkehrverbot - ist das Gesamt(fehl)verhalten des Fremden in Betracht zu ziehen und auf
Grund konkreter Feststellungen eine Beurteilung dahin vorzunehmen, ob und im Hinblick auf welche Umstande die in
§ 53 Abs. 2 FrPolG 2005 idF FrAG 2011 umschriebene Annahme gerechtfertigt ist. Bei dieser Beurteilung kommt es
demnach nicht auf die blolRe Tatsache der Verurteilung bzw. Bestrafung des Fremden, sondern auf das diesen
zugrundeliegende Fehlverhalten, die Art und Schwere der zu Grunde liegenden Straftaten und auf das sich daraus
ergebende Personlichkeitsbild an. (vgl. VwGH 19.2.2013, 2012/18/0230)

Abgesehen davon, dass die belangte Behdérde wesentliche Fakten - BF wurde neuerlich in Untersuchungshaft
genommen - nicht ermittelte bzw. ignorierte ldsst auch die Begrindung des angefochtenen Bescheides jegliche
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Kriterien vermissen, die im vorliegenden Fall fir die Bemessung der Dauer des Einreiseverbots herangezogen wurden
und die letztlich fir die Festlegung des Einreiseverbots im Ausmald von 5 Jahren ausschlaggebend waren. Das
erkennende Gericht vermisst auch die von der belangten Behdrde zu treffende Gefahrdungsprognose die das
Gesamtverhalten des BF in Betracht zu ziehen hat. Es ist im bekdampften Bescheid nicht ersichtlich auf Grund welcher
konkreten Feststellungen von der belangten Behorde eine Beurteilung vorgenommen wurde. Es gentgt nicht, das
bloRBe anfluhren des Tatsachensachverhalts. Die Beurteilung muss sich auf das zugrundeliegende Fehlverhalten, die
Schwere und vor allem die Art der Handlung und das sich daraus ergebende Persdnlichkeitsbild abgestellt werden. Die
belangte Behorde legte das Einreiseverbot in der Dauer von 5 Jahren fest und lasst sich diese Hohe nicht mit der
strafrechtlichen Verurteilung in Einklang bringen wonach der BF schlussendlich zu einer 3-monatigen unbedingten
Freiheitsstrafe verurteilt wurde.

Angesichts der damit aufgezeigten fehlenden Ermittlungsschritte erweist sich die Entscheidung der belangten
Behorde, hinsichtlich der nicht hinreichenden Ermittlung des entscheidungsrelevanten Sachverhaltes im Hinblick auf
Art 8 EMRK, als mangelhaft. (vgl. Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art 8 MRK, ©)Z2007/74, 860)

Aus Sicht des Gerichts versto3t das Vorgehen der belangten Behdrde im konkreten Fall somit gegen die in § 37 iVng
39 Abs. 2 AVG 2005 determinierten Ermittlungspflichten, wonach diese den maRBgebenden Sachverhalt von Amts
wegen zu ermitteln und festzustellen hat.

Zusammenfassend ist der belangten Behorde vorzuwerfen, dass sie die fir die Begriindung des Bescheides
erforderliche Sorgfalt vermissen lasst und dieser damit nicht den Erfordernissen einer umfassenden und in sich
schlUssigen Begrindung einer abweisenden behdérdlichen Entscheidung entspricht (vgl. § 60 iVm. § 58 Abs. 2 AVG).

Aus den dargelegten Griinden war daher spruchgemal dem angefochtenen Bescheid des Bundesamtes gemaR § 28
Abs. 3 2. Satz VWGVG zu beheben und die gegenstandliche Rechtssache an das BFA als zustandige erstinstanzliche
Behdrde zur neuerlichen Entscheidung zurtckzuverweisen.

Entfall der mindlichen Verhandlung

GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies flr erforderlich halt, von Amts
wegen eine 6ffentliche mindliche Verhandlung durchzufiihren. Im gegenstandlichen Verfahren konnte eine mindliche
Verhandlung unterbleiben, da das Bundesverwaltungsgericht die Voraussetzungen des § 24 Abs. 2 Z 1 Halbsatz VwWGVG
als gegeben erachtet, zumal bereits aufgrund der Aktenlage feststeht, dass der mit der Beschwerde angefochtene
Bescheid aufzuheben ist.

Zu Spruchteil B): Unzulassigkeit der Revision:

Gemall & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133
Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrtinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde
vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.

Die oben in der rechtlichen Beurteilung angeflihrte Judikatur des VwWGH ist zwar zu friiheren Rechtslagen ergangen, sie
ist jedoch nach Ansicht des erkennenden Gerichts auf die inhaltlich meist vollig gleichlautenden Bestimmungen der
nunmehr geltenden Rechtslage unverandert Ubertragbar.
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